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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des
XXXX, geb. am XXXX,

StA.: Mazedonien, vertreten durch XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
30.08.2017, ZI. XXXX, zu

Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid zur Ganze behoben.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Mit Schreiben des Amtes der XXXX Landesregierung, XXXX (im Folgenden: XXXX), wurde das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) Uber den Folgeantrag des Beschwerdefiihrers (im Folgenden: BF),
hinsichtlich der Verlangerung seines Aufenthaltstitels und der Nichterfillung der Voraussetzungen durch diesen in
Ermangelung eines hinreichenden Einkommens in Kenntnis gesetzt.

2. Mit Schreiben des BFA vom 23.05.2017, wurde der BF Uber die Einleitung eines Rickkehrentscheidungsverfahrens in
Kenntnis gesetzt und dieser in einem zur Stellungnahme binnen 2 Wochen aufgefordert.

3. Mit per E-Mail am 20.06.2017 eingebrachtem Schriftsatz nahm der BF diesbeztiglich Stellung.
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4. Mit dem oben im Spruch angefiihrten Bescheid des BFA, dem BF zugestellt am 01.09.2017, wurde gegen den BF
gemall 8 52 Abs. 4 FPG iVm. § 9 BFA-VG eine Ruckkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt I.), gemal 8 52 Abs. 9
festgestellt, dass eine Abschiebung nach Mazedonien gemal} 8 46 FPG zuldssig ist (Spruchpunkt Il.) sowie gemal3 § 55
Abs. 1 bis 3 FPG eine Frist zur freiwilligen Ausreise binnen 2 Wochen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung
festgesetzt (Spruchpunkt I11.).

5. Mit per E-Mail am 15.09.2017 beim BFA eingebrachtem Schriftsatz erhob der BF vermittels seines Rechtsvertreters
(im Folgenden: RV) gegen den zuvor genannten Bescheid Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (im
Folgenden: BVwWG). Darin wurde neben der Anberaumung einer mundlichen Verhandlung, die Behebung des
angefochtenen Bescheides, die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Rickkehrentscheidung sowie die Feststellung der

dauerhaften Unzulassigkeit der Abschiebung des BF nach Mazedonien, beantragt.

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden dem BVwG am 26.09.2017 vom

BFA vorgelegt.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BF fuhrt die im Spruch angeflhrte Identitat (Namen und Geburtsdatum) und ist Staatsangehdériger der Republik

Mazedonien.

Der BF ist frei von Obsorgeverpflichtungen und mit der - Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt EU"
verfigenden, mazedonischen Staatsbuirgerin, XXXX, geb. XXXX, verheiratet, mit jener er im Bundesgebiet im

gemeinsamen Haushalt lebt.

Der BF hélt sich seit 2014 durchgehend im Bundesgebiet auf und ist seit XXXX.2014, im Besitz eines wiederholt

verlangerten Aufenthaltstitels.

Der aktuelle Aufenthaltstitel "Rot-Weil3-Rot-Karte (plus)" des BF war bis XXXX.2016 gultig, und hat der BF am 13.06.2016
einen Antrag auf Verlangerung dieses gestellt, Uber welchen bis dato seitens der NAG-Behdrde nicht entschieden

wurde.

Die Ehegattin des BF bringt monatlich netto ca. EUR 1400,- und der BF seit XXXX.2017, brutto EUR 1468,80 (= netto EUR
1179,50) in Verdienst.

Der BF und dessen Frau haben monatlich EUR 670,- an Mietkosten und EUR 307,- an Kreditraten aufzubringen.

Der BF ging in den Zeitrdumen XXXX.2014 bis XXXX.2015 und XXXX.2016 bis XXXX.2016, Erwerbstatigkeiten im
Bundesgebiet nach und ist seit XXXX.2017 erneut erwerbstatig. Im Zeitraum XXXX.2015 bis XXXX.2017 bezog der BF

wiederholt Leistungen aus der staatlichen Arbeitslosenversicherung.
Der BF erweist sich in strafrechtlicher Hinsicht als unbescholten

2. Beweiswurdigung:

2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der
vorliegenden Akten durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier Beweiswirdigung der
gegenstandlichen Entscheidung als mal3geblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zur Identitdt (Namen und Geburtsdatum), zum
Familienstand, zur Obsorgefreiheit, zum Daueraufenthaltstitel der Frau des BF, zur erstmaligen Ausstellung eines
Aufenthaltstitels an den BF, zum Verdienst der Ehegattin des BF sowie zu den Kreditverbindlichkeiten des BF, getroffen
wurden, beruhen diese auf den im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, jenen in der gegenstandlichen

Beschwerde nicht entgegengetreten wurde.
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Der durchgehende Aufenthalt des BF im Bundesgebiet sowie der gemeinsame Wohnsitz des BF mit seiner Gattin,
beruhen auf dem Datenbestand des Zentralen Melderegisters sowie den sich damit deckenden Ausfihrungen in der
gegenstandlichen Beschwerde.

Die Gultigkeit des aktuellen Aufenthaltstitels des BF, die Antragstellung desselben auf Verlangerung sowie die bis dato
nicht erfolgte Entscheidung durch die NAG-Behorde, beruhen auf dem Datenbestand des Zentralen Fremdenregisters.

Das Einkommen des BF beruht auf einer in Vorlage gebrachten Bestatigung des Arbeitsgebers des BF sowie einer Kopie
der Meldung an den Sozialversicherungstrager und ergeben sich die Mietkosten auf den Ausfuhrungen in der
gegenstandlichen Beschwerde.

Die Erwerbstatigkeiten des BF, die aktuelle Beschaftigung sowie der Bezug von Leistungen aus der staatlichen
Grundversorgung, beruhen auf dem Datenbestand des Zentralen Fremdenregister und ergibt sich die strafgerichtliche
Unbescholtenheit des BF aus dem Amtswissen des erkennenden Gerichts (Einsicht in das Strafregister der Republik

Osterreich).

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu Spruchteil A):

3.1. Zur Stattgebung der Beschwerde:

3.1.1. Der mit "Riickkehrentscheidung" betitelte 8 52 FPG lautet:

"8 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehérigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rlckkehrentscheidung zu

erlassen, wenn er sich
1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehoérigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtiickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte
Drittstaatsangehorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels entgegengestanden ware,

1a. nachtraglich ein Versagungsgrund eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Einreisetitels
entgegengestanden ware oder eine Voraussetzung gemald 8 31 Abs. 1 wegfallt, die fir die erlaubte visumfreie Einreise
oder den rechtmaRigen Aufenthalt erforderlich ist,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittiung zur Verfligung steht
und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,
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3. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemald 8 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBI. | Nr. 68/2017, aus Grunden, die
ausschlief3lich vom Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

kénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verfiigt, hat das Bundesamt eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal3 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der 6ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich, ist eine Riuckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemaf}
8 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in
den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehdérigen zu vertretenden Grinden
nicht moglich ist.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemals 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemall 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung rechtfertigen wirde."

Der mit "Allgemeine Voraussetzungen fur einen Aufenthaltstitel" betitelte8 11 NAG lautet:
"§ 11. (1) Aufenthaltstitel durfen einem Fremden nicht erteilt werden, wenn

1. gegen ihn ein aufrechtes Einreiseverbot gemaflR8§ 53 FPG oder ein aufrechtes Aufenthaltsverbot gemalR§ 67 FPG
besteht;

2. gegen ihn eine Ruckfihrungsentscheidung eines anderen EWR-Staates oder der Schweiz besteht;
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3. gegen ihn eine durchsetzbare Rickkehrentscheidung erlassen wurde und seit seiner Ausreise nicht bereits achtzehn
Monate vergangen sind, sofern er nicht einen Antrag gemall § 21 Abs. 1 eingebracht hat, nachdem er seiner
Ausreiseverpflichtung freiwillig nachgekommen ist;

4. eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (§ 30 Abs. 1 oder 2) vorliegt;

5. eine Uberschreitung der Dauer des erlaubten visumfreien oder visumpflichtigen Aufenthalts im Zusammenhang mit
§ 21 Abs. 6 vorliegt oder

6. er in den letzten zwolf Monaten wegen Umgehung der Grenzkontrolle oder nicht rechtmaRiger Einreise in das
Bundesgebiet rechtskraftig bestraft wurde.

(2) Aufenthaltstitel durfen einem Fremden nur erteilt werden, wenn
1. der Aufenthalt des Fremden nicht 6ffentlichen Interessen widerstreitet;

2. der Fremde einen Rechtsanspruch auf eine Unterkunft nachweist, die fir eine vergleichbar groRBe Familie als
ortsublich angesehen wird;

3. der Fremde Uber einen alle Risken abdeckenden Krankenversicherungsschutz verfiigt und diese Versicherung in
Osterreich auch leistungspflichtig ist;

4. der Aufenthalt des Fremden zu keiner finanziellen Belastung einer Gebietskérperschaft fuhren kénnte;

5. durch die Erteilung eines Aufenthaltstitels die Beziehungen der Republik Osterreich zu einem anderen Staat oder
einem anderen Vélkerrechtssubjekt nicht wesentlich beeintrachtigt werden;

6. der Fremde im Fall eines Verldngerungsantrages (8 24) das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemall 8 9
Integrationsgesetz (IntG), BGBI. | Nr. 68/2017, rechtzeitig erfillt hat, und

7. in den Fallen der 88 58 und 58a seit der Ausreise in einen Drittstaat gemald § 58 Abs. 5 mehr als vier Monate

vergangen sind.

(3) Ein Aufenthaltstitel kann trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses gemall Abs. 1 Z 3, 5 oder 6 sowie trotz
Ermangelung einer Voraussetzung gemal Abs. 2 Z 1 bis 7 erteilt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung des Privat-
und Familienlebens im Sinne des Art. 8 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(Europadische Menschenrechtskonvention - EMRK), BGBI. Nr. 210/1958, geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berucksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen

rechtswidrig war;

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens;

4. der Grad der Integration;

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Drittstaatsangehdrigen;
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Drittstaatsangehdrigen in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(4) Der Aufenthalt eines Fremden widerstreitet dem 6ffentlichen Interesse (Abs. 2 Z 1), wenn
1. sein Aufenthalt die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrden wiirde oder

2. der Fremde ein Naheverhaltnis zu einer extremistischen oder terroristischen Gruppierung hat und im Hinblick auf
deren bestehende Strukturen oder auf zu gewartigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder
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terroristische Aktivitaten derselben nicht ausgeschlossen werden kénnen, oder auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen ist, dass er durch Verbreitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder Organisationen von seiner
gegen die Wertvorstellungen eines europdischen demokratischen Staates und seiner Gesellschaft gerichteten
Einstellung zu Uberzeugen versucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine Person oder Organisation
unterstutzt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes fordert oder gutheif3t.

(5) Der Aufenthalt eines Fremden fuhrt zu keiner finanziellen Belastung einer Gebietskorperschaft (Abs. 2 Z 4), wenn
der Fremde feste und regelmaRige eigene Einklnfte hat, die ihm eine Lebensfihrung ohne Inanspruchnahme von
Sozialhilfeleistungen der Gebietskdrperschaften ermdéglichen und der Hohe nach den Richtsdtzen des § 293 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBI. Nr. 189/1955, entsprechen. Feste und regelmaRige eigene
Einkinfte werden durch regelmaBige Aufwendungen geschmalert, insbesondere durch Mietbelastungen,
Kreditbelastungen, Pfandungen und Unterhaltszahlungen an Dritte nicht im gemeinsamen Haushalt lebende
Personen. Dabei bleibt einmalig ein Betrag bis zu der in § 292 Abs. 3 zweiter Satz ASVG festgelegten Hohe
unberucksichtigt und fihrt zu keiner Erhéhung der notwendigen Einklnfte im Sinne des ersten Satzes. Bei Nachweis
der Unterhaltsmittel durch Unterhaltsanspriiche (§8 2 Abs. 4 Z 3) oder durch eine Haftungserklarung (8 2 Abs. 1 Z 15) ist
zur Berechnung der Leistungsfahigkeit des Verpflichteten nur der das pfandungsfreie Existenzminimum gemaR § 291a
der Exekutionsordnung (EO), RGBI. Nr. 79/1896, Ubersteigende Einkommensteil zu bericksichtigen. In Verfahren bei
Erstantragen sind soziale Leistungen nicht zu berlcksichtigen, auf die ein Anspruch erst durch Erteilung des
Aufenthaltstitels entstehen wirde, insbesondere Sozialhilfeleistungen oder die Ausgleichszulage.

(6) Die Zulassigkeit, den Nachweis einer oder mehrerer Voraussetzungen des Abs. 2 Z 2 und 4 mit einer
Haftungserklarung (8 2 Abs. 1 Z 15) erbringen zu kénnen, muss ausdricklich beim jeweiligen Aufenthaltszweck
angefuhrt sein.

(7) Der Fremde hat bei der Erstantragstellung ein Gesundheitszeugnis vorzulegen, wenn er auch fir die Erlangung
eines Visums (8 21 FPG) ein Gesundheitszeugnis gemaR § 23 FPG bendétigen wiirde."

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte§ 9 BFA-VG lautet:

"8 9. (1) Wird durch eine Riuckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuRerlandesbringung gemaR§
61 FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berucksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwitrdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behérden zurechenbaren Uberlangen
Verzdgerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zulassigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Rickkehrentscheidung
gemal § 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
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die Ruckkehrentscheidung gemal} 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (8 45 oder 8§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005) verfiigen,

unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemall? § 10 Abs. 1 des
Staatsbulrgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kdnnen, es sei denn, eine der
Voraussetzungen flr die Erlassung eines Einreiseverbotes von mehr als funf Jahren gemaR 8§ 53 Abs. 3 Z 6, 7 oder 8
FPG liegt vor, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemall §8 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafR3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaf3ig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."

Der mit "Frist fir die freiwillige Ausreise" betitelte§ 55 FPG lautet:
"8 55. (1) Mit einer Riickkehrentscheidung gemal3 § 52 wird zugleich eine Frist fr die freiwillige Ausreise festgelegt.

(1a) Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht flr die Falle einer zurickweisenden Entscheidung gemafR§ 68
AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 18 BFA-VG durchfihrbar wird.

(2) Die Frist fur die freiwillige Ausreise betrdgt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer
vom Bundesamt vorzunehmenden Abwagung festgestellt wurde, dass besondere Umstdnde, die der
Drittstaatsangehdrige bei der Regelung seiner persdnlichen Verhaltnisse zu berucksichtigen hat, die Grinde, die zur
Erlassung der Rickkehrentscheidung geflihrt haben, Gberwiegen.

(3) Bei Uberwiegen besonderer Umstiande kann die Frist fiir die freiwillige Ausreise einmalig mit einem ldngeren
Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstande sind vom
Drittstaatsangehoérigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin fir seine Ausreise bekanntzugeben. § 37 AVG

gilt.

(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer Frist fir die freiwillige Ausreise abzusehen, wenn die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde gemal? § 18 Abs. 2 BFA-VG aberkannt wurde.

(5) Die Einrdumung einer Frist gemafl Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid & 57 AVG) zu widerrufen, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehorigen die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gefahrdet oder Fluchtgefahr besteht."

Der mit "Richtsatze" betitelte § 293 ASVG lautet:
"8§ 293. (1) Der Richtsatz betragt unbeschadet des Abs. 2
a) fur Pensionsberechtigte aus eigener Pensionsversicherung,

aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der Ehegattin) oder dem/der eingetragenen Partnerln im gemeinsamen Haushalt
leben (Anm.: gemaR BGBI. Il Nr. 391/2016 fur das Kalenderjahr 2017: 1 334,17 €) 1 120,00 €,

bb) wenn die Voraussetzungen nach sublit. aa nicht zutreffen und sublit. cc nicht anzuwenden ist (Anm.: flr 2017:
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889,84 €) 882,78 €,

cc) wenn die Voraussetzungen nach sublit. aa nicht zutreffen und die pensionsberechtigte Person mindestens 360
Beitragsmonate der Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstatigkeit erworben hat 1 000 €,

b) fur Pensionsberechtigte auf Witwen(Witwer)pension oder Pension nach & 259 (Anm.: fir 2017: 889,84 €) 747,00 €,
c) fur Pensionsberechtigte auf Waisenpension:

aa) bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres (Anm.: fur 2017: 327,29 €) 274,76 €,

falls beide Elternteile verstorben sind (Anm.: fir 2017: 491,43 €) 412,54 €,

bb) nach Vollendung des 24. Lebensjahres (Anm.: fiir 2017: 581,60 €) 488,24 €,

falls beide Elternteile verstorben sind (Anm.: fur 2017: 889,84 €) 747,00 €.

Der Richtsatz nach lit. a erhdht sich um 120,96 € (Anm.: fur 2017: 137,30 €) fur jedes Kind (§ 252), dessen
Nettoeinkommen den Richtsatz fur einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres nicht erreicht.

(2) An die Stelle der Richtsatze und der Richtsatzerh6hung gemal Abs. 1 treten ab 1. Janner eines jeden Jahres,
erstmals ab 1. Janner 2001, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit dem Anpassungsfaktor (§ 108f)
vervielfachten Betrage.

(3) Hat eine Person Anspruch auf mehrere Pensionen aus einer Pensionsversicherung nach diesem oder einem
anderen Bundesgesetz, so ist der héchste der in Betracht kommenden Richtsatze anzuwenden. In diesem Fall gebUhrt
die Ausgleichszulage zu der Pension, zu der vor Anfall der weiteren Pension Anspruch auf Ausgleichszulage bestanden
hat, sonst zur héheren Pension.

(4) Haben beide Ehegatten oder eingetragenen Partnerinnen Anspruch auf eine Pension aus einer
Pensionsversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz und leben sie im gemeinsamen Haushalt, so
besteht der Anspruch auf Ausgleichszulage bei der Pension, bei der er friher entstanden ist.

(5) Aufgehoben."
3.1.2. Auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:

3.1.2.1. GemaR § 2 Abs. 4 Z 1 FPG ist Fremder, jener der die 6sterreichische Staatsbirgerschaft nicht besitzt und
gemal Abs. 4 Z 10 leg. cit. Drittstaatsangehdriger, jeder Fremde der nicht EWR-BUrger oder Schweizer Blrger ist.

Der BF ist aufgrund seiner mazedonischen Staatsangehdorigkeit Drittstaatsangehdriger gemalR§ 2 Abs. 4 Z 10 FPG.

3.1.2.2. GemaR § 31 Abs. 1 Z 2 FPG halten sich Fremde rechtmaRig im Bundesgebiet auf, wenn sie auf Grund einer
Aufenthaltsberechtigung oder einer Dokumentation des Aufenthaltes nach dem Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetz zur Niederlassung oder zum Aufenthalt oder auf Grund einer Verordnung fur Vertriebene zum
Aufenthalt berechtigt sind.

GemalR § 21 Abs. 1 NAG sind Verlangerungsantrage vor Ablauf der Gultigkeitsdauer des Aufenthaltstitels, friihestens
jedoch drei Monate vor diesem Zeitpunkt, bei der ortlich zustédndigen Behdrde im Inland einzubringen. Nach Stellung
eines Verlangerungsantrages ist der Antragsteller, unbeschadet der Bestimmungen nach dem FPG, bis zur
rechtskraftigen Entscheidung Gber den Antrag weiterhin rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltig.

Aufgrund des Umstandes, dass der BF zuletzt im Besitz eines Aufenthaltstitels war und rechtzeitig einen
Verlangerungsantrag gestellt hat, und die Entscheidung dariber bis dato ausstandig ist, halt sich der BF aktuell
rechtmaRig im Bundesgebiet auf.

Die BF fallt nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstlckes des FPG.

3.1.2.3. Unter Berucksichtigung des aktuellen Einkommens des BF und dessen Ehegattin stehen diesen nach
Berucksichtigung der freien Station gemal3 § 292 Abs. 3 ASVG in Hohe EUR 284,32, Miete und Kreditraten EUR 1886,82
zur freien Verfigung.

Da dieser Betrag den gemalR § 11 Abs. 2 Z 4 und Abs. 5 NAG iVm. § 293 Abs. 1 lit. a sublit aa ASVG vorgeschriebenen
Betrag von 1334,17 um EUR 552,65 Ubersteigt, liegen in Ermangelung des Erkennens die offentliche Sicherheit und
Ordnung relevant gefahrdender Momente, eingedenk der wiederholten Erwerbstatigkeit des BF, strafgerichtlichen
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Unbescholtenheit und bisher nicht in Anspruch genommener Sozialhilfeleistungen (vgl. VwGH 22.03.2011,
2009/18/0402: wonach Leistungen der Arbeitslosenversicherung nicht als solche gelten), die Voraussetzungen einer
Rackkehrentscheidung hinsichtlich des BF gemal3 8 52 Abs. 4 FPG aktuell nicht - mehr - vor.

Demzufolge war der Beschwerde stattzugeben und der angefochtene Bescheid zur Ganze zu beheben.
3.2. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaf8 21 Abs. 7
BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf8 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter
Berucksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europdischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehdr gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdefiihrende Partei hingegen bestimmte Umstdnde oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdeflihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden
kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu ergdnzen oder die Beweiswlrdigung mangelhaft ist (VfGH
14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua.,
festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der
Verwaltungsbehorde vollstéandig in einem ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen
auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat
und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmalgeblichen
Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmaliger Weise offen gelegt haben und das
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehérdlichen Beweiswtrdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber hinaus
gehender flr die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blof3 unsubstantiiertes Bestreiten des
von der Verwaltungsbehorde festgestellten Sachverhaltes ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das
gegen das in § 20 BFA VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. SchlieBlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte
Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Im gegenstandlichen Fall ist dem angefochtenen Bescheid ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch die belangte
Behorde vorangegangen. Der Sachverhalt wurde nach Durchfihrung eines ordnungsgemafien Ermittlungsverfahrens
unter schlissiger Beweiswirdigung der belangten Behorde festgestellt und es wurde in der Beschwerde auch kein
dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der belangten Behdrde entgegenstehender oder dartber hinaus gehender
Sachverhalt in konkreter und substantiierter Weise behauptet.

Es konnte daher die gegenstandliche Entscheidung auf Grund der Aktenlage getroffen und von der Durchfihrung
einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden.

Unbeschadet dessen, konnte eine muindliche Verhandlung auch gemaf3§ 24 Abs. 2 Z 1 VwGVG unterbleiben, zumal
aufgrund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene Bescheid zu beheben war.

Zu Spruchteil B): Unzuldssigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
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die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der
nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Gbertragbar.
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